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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 KR 116/03
Datum 03.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 69/04
Datum 30.11.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 3. Mai
2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die Beteiligten
einander auch fÃ¼r die Berufungsinstanz nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um den sozialversicherungsrechtlichen Status des KlÃ¤gers.

Der KlÃ¤ger ist von Beruf Hoteldirektor. Er war von 1983 bis Ende November 2005
in der O hotel G GmbH (gegrÃ¼ndet am 21. Juli 1983) als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
tÃ¤tig. Die GmbH ist KomplementÃ¤rin der O hotel G GmbH und Co. Besitz- und
Betriebs-Kommanditgesellschaft (im Folgenden O. G. GmbH & Co. BB KG). Sie ist
mit einer Kapitalanlage an der Gesellschaft nicht beteiligt. Der KlÃ¤ger ist nicht nur
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, sondern auch Gesellschafter der O hotel G GmbH. Das
Stammkapital der Gesellschaft betrÃ¤gt 50.000,00 DM. Hiervon Ã¼bernahmen
zunÃ¤chst der Wirtschaftsberater P L eine Stammeinlage von 40.000,00 DM und der
KlÃ¤ger eine in HÃ¶he von 10.000,00 DM. Nach Â§ 9 des Gesellschaftsvertrages
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gewÃ¤hren je 1.000,00 DM eines GeschÃ¤ftsanteils eine Stimme. BeschlÃ¼sse der
Gesellschafterversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Die
Gesellschaft kann einen oder mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer haben. Diese sind laut Â§
8 des Gesellschaftsvertrages von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. Am
27. Oktober 1983 trat P L von seiner Stammeinlage einen Teil in HÃ¶he von 2500
DM an den KlÃ¤ger ab. Am 2. MÃ¤rz 1993 Ã¼bertrug Frau S R ihren
GeschÃ¤ftsanteil in HÃ¶he von 12.500,00 DM per 1. Januar 1993 an den KlÃ¤ger.
Dieser verfÃ¼gte nunmehr Ã¼ber 50 Prozent des Gesellschaftskapitals.
Gegenstand der O Hotel G GmbH ist die Verwaltung und Anlage von Kapital in
Produktions-, Handels- und Fremdenverkehrsbetrieben sowie in
Wohnungsbauvorhaben, insbesondere auch in Objekten, die steuerlichen
FÃ¶rderungsmaÃ�nahmen unterliegen, ferner die Einrichtung und der Betrieb
solcher Unternehmen und die Beteiligung an Gesellschaften gleicher oder
Ã¤hnlicher Zweckrichtungen in G. Zum 1. Januar 2004 verÃ¤uÃ�erte der KlÃ¤ger
seinen gesamten GeschÃ¤ftsanteil an H -P L , der bis dahin mit einem
GeschÃ¤ftsanteil von 6.391,15 EUR (12.500 DM) an der GmbH beteiligt war.

Die O. G. GmbH & Co. BB KG verfÃ¼gt Ã¼ber ein Stammkapital von 379.000,00
DM. GrÃ¼ndungskommanditisten waren Herr P L mit einer Kapitaleinlage von
40.000,00 DM und der KlÃ¤ger mit einer Kapitaleinlage von 20.000,00 DM. Im
September 1986 schied der KlÃ¤ger als Kommanditist aus der Gesellschaft aus.
Gegenstand des Unternehmens ist die Anpachtung, die Verwaltung, der Betrieb, die
Bewirtschaftung und die Verwertung eines Hotels in G. Die Gesellschaft kann auch
andere Ã¤hnliche GeschÃ¤fte betreiben und sich an Gesellschaften gleicher oder
Ã¤hnlicher Zweckrichtung beteiligen. Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und die Vertretung
der Kommanditgesellschaft steht der KomplementÃ¤rin allein zu, die durch ihre
satzungsgemÃ¤Ã� bestellten Organe handelt (Â§ 9 des Gesellschaftsvertrages vom
7. Dezember 1991). FÃ¼r GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsmaÃ�nahmen, die Ã¼ber den
normalen GeschÃ¤ftsbetrieb hinausgehen, ist die vorherige Zustimmung der
Gesellschafter oder einer von den Gesellschaftern hierzu beauftragten Person
einzuholen. In Â§ 9 Nr. 2 des Gesellschaftsvertrages sind die einzelnen
MaÃ�nahmen genannt. Hauptkommanditist ist P L.

Die Beigeladene zu 1) teilte dem KlÃ¤ger bereits mit Schreiben vom 24. Februar
1999 mit, dass er seit Januar 1993 nicht mehr als Arbeitnehmer anzusehen sei.

Die Beklagte fÃ¼hrte am 22. und 23. Mai 2002 bei der O. G. GmbH & Co. BB KG
fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1993 bis zum 31. Dezember 2001 eine
BetriebsprÃ¼fung durch. Daraufhin hÃ¶rte sie den KlÃ¤ger am 27. Juni 2002 an und
teilte ihm mit, er stehe nicht in einem sozialversicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis. Dies habe bereits die Beigeladene zu 1) rechtskrÃ¤ftig
entschieden. Mit Bescheid vom 9. August 2002 stellte die Beklagte fest, dass der
KlÃ¤ger seit Januar 1993 nicht der Sozialversicherungspflicht unterliege. Es
wÃ¼rden keine Erkenntnisse vorliegen, auf Grund derer die Entscheidung der
Beigeladenen zu 1) abzuÃ¤ndern sei.

Der KlÃ¤ger legte am 9. September 2002 Widerspruch gegen den Bescheid ein und
trug vor, er sei nicht beherrschender Gesellschafter der O hotel GmbH. Seine
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Gehaltszahlungen wÃ¼rden direkt von der O. G. GmbH & Co. BB KG ausgefÃ¼hrt
werden. FÃ¼r die KG handele der Gesellschafter Herr H -P L mit Generalvollmacht.
Auch sei zu berÃ¼cksichtigen, dass er in der Praxis kaum
EntscheidungsmÃ¶glichkeiten habe, da die einzelnen Hotelzimmer als
Sondereigentum ausgewiesen seien und von einer Verwaltungs-GmbH nach dem
Wohnungseigentumsgesetz verwaltet wÃ¼rden. Vorsitzender dieser GmbH sei Herr
P L.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13. August 2003 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, der KlÃ¤ger sei als SelbststÃ¤ndiger
und nicht als Arbeitnehmer anzusehen. Denn er besitze mindestens 50 % der
Anteile an der KomplementÃ¤r-GmbH. Er kÃ¶nne jede ihm nicht genehme
Entscheidung verhindern. Dies gelte auch fÃ¼r BeschlÃ¼sse, die sein
ArbeitsverhÃ¤ltnis nachteilig verÃ¤ndern wÃ¼rden. Da die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
fÃ¼r die O hotel G GmbH eine selbststÃ¤ndige sei, mÃ¼sse auch seine TÃ¤tigkeit
fÃ¼r die O. G. GmbH & Co. BB KG als eine solche angesehen werden. Die
Beanstandung der bisher gezahlten PflichtbeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung sei zu
Recht erfolgt.

Der KlÃ¤ger hat am 8. September 2003 Klage vor dem Sozialgericht Schleswig
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, zwar kÃ¶nne er auf Grund seines
Stimmenanteils maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft nehmen.
Andererseits habe er sich dem Betrieb der GmbH unterzuordnen und unterliege der
Ã�berwachung durch die weiteren Gesellschafter. Zudem beziehe er ein
regelmÃ¤Ã�iges Entgelt, habe Anspruch auf Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfall
sowie einen Urlaubsanspruch. Hierdurch trage er ein vermindertes
Unternehmerrisiko.

Die Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zur GmbH liege nicht vor, da der KlÃ¤ger einen Anteil
von 50 % am Stammkapital der GmbH halte. Bei dieser Sachlage sei ein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in der hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung immer verneint worden.

Das Sozialgericht Schleswig hat im schriftlichen Verfahren durch Urteil vom 3. Mai
2004 die Klage abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt,
die von der Beklagten vorgenommene sozialversicherungsrechtliche Beurteilung
des KlÃ¤gers im PrÃ¼fzeitraum sei rechtlich nicht zu beanstanden. Die persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit stelle das wesentliche und charakteristische Merkmal eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dar. Kennzeichnend fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit sei demgegenÃ¼ber das eigene Unternehmerrisiko, die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die MÃ¶glichkeit, frei
Ã¼ber Arbeitsort und Arbeitszeit zu verfÃ¼gen. Ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis liege nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) dann nicht vor, wenn der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer
GmbH an der Gesellschaft beteiligt sei und er allein oder jedenfalls mit Hilfe seiner
Gesellschafterrechte die fÃ¼r das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis typische
AbhÃ¤ngigkeit vermeiden kÃ¶nne. Aus dem 50 %igen Stimmenanteil ergebe sich,
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dass dieser der fÃ¼r ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis typischen AbhÃ¤ngigkeit
tatsÃ¤chlich nicht unterliege. Denn er kÃ¶nne seine eigenen Arbeitsbedingungen
gestalten und abÃ¤ndern.

Gegen die ihm am 7. Juni 2004 zugestellte Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 10.
Juni 2004 Berufung beim Schleswig-Holsteinischen Landessozialgericht eingelegt. Er
wiederholt seinen Vortrag aus der ersten Instanz und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor,
sowohl aus seinem Angestelltenvertrag als auch aus dem Gesellschaftsvertrag
wÃ¼rden sich Merkmale einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung ergeben. Zu nennen
seien hier insbesondere Â§ 3, 4, 6, 7 und 8 des Gesellschaftsvertrages.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 3. Mai 2004 aufzuheben, den Bescheid
der Beklagten vom 9. August 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
13. August 2003 aufzuheben und festzustellen, dass er seit dem 1. Januar 1993 bis
zum 31. Dezember 2003 in einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
gestanden hat.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor, als alleinigem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowohl der KomplementÃ¤rin als
auch der Kommanditgesellschaft stehe dem KlÃ¤ger eine erhebliche Einflussnahme
auf die Geschicke der Gesellschaft zu. Als persÃ¶nlich haftende Gesellschafterin der
Kommanditgesellschaft trage er Ã¼ber seine Kapitaleinlage bei der
KomplementÃ¤rin auch ein erhebliches unternehmerisches Risiko im Sinne der
Rechtsprechung des BSG. Es fehle an einem typischen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-
UnterordnungsverhÃ¤ltnis. Dem KlÃ¤ger stehe keine andere weisungsberechtigte
Person gegenÃ¼ber.

Auf Anfrage des Senats hat der KlÃ¤ger seinen mit der O hotel G GmbH
geschlossenen Arbeitsvertrag sowie Gehaltsabrechnungen zur Akte gereicht.
Ebenso liegen die Urkundenrolle Nr. 143/2003 (Verkauf der GeschÃ¤ftsanteile zum
1. Januar 2004) und aktuelle HandelsregisterauszÃ¼ge betreffend die GmbH und
die KG vor. Hierzu hat die Beklagte in der mÃ¼ndlichen Verhandlung erklÃ¤rt, ihre
Feststellungen in den angefochtenen Bescheiden nunmehr auf den Zeitraum vom 1.
Januar 1993 bis zum 31. Dezember 2003 zu beschrÃ¤nken. Die Bestellung des
KlÃ¤gers zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der GmbH ist von dem nunmehr alleinigen
Gesellschafter H -P L zum 1. Dezember 2005 widerrufen worden.

Die Verwaltungsakte der Beklagten und der Beigeladenen zu 1) sowie die
Gerichtsakte haben dem Senat vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -).
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Sie ist auch nicht nach Â§ 144 SGG ausgeschlossen, da die Klage die Feststellung
der Versicherungspflicht zum Gegenstand hat und keine Sach- oder Geldleistung.
Bei Statusfeststellungen ist die Berufung in vollem Umfange zulÃ¤ssig (vgl. Meyer-
Ladewig, Kommentar zum Sozialgerichtsgesetz -SGG-, 8. Aufl., Â§ 144 Rdn. 8 ff.).

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das angefochtene Urteil ist zu
bestÃ¤tigen. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen, denn die
Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger war im streitigen
Zeitraum nicht versicherungspflichtig.

Versicherungspflicht tritt ein, wenn jemand in einem entgeltlichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht (fÃ¼r die Krankenversicherung Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch, FÃ¼nftes Buch (SGB V), fÃ¼r die Arbeitslosenversicherung Â§ 25
Abs. 1 Sozialgesetzbuch, Drittes Buch (SGB III), bis 1997 Â§ 168
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz, fÃ¼r die Rentenversicherung Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
Sozialgesetzbuch, Sechstes Buch (SGB VI) und fÃ¼r die soziale Pflegeversicherung
Â§ 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch, Elftes Buch (SGB XI)). Grundlage der
Beurteilung bildet die Legaldefinition des Â§ 7 Abs. 1 Sozialgesetzbuch, Viertes Buch
(SGB IV). BeschÃ¤ftigung ist hiernach die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere
in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Arbeitnehmer ist, wer von einem Arbeitgeber
persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Die persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit stellt das wesentliche,
charakteristische Merkmal des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dar. PersÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit bedeutet Eingliederung in den Betrieb und Unterordnung unter das
Weisungsrecht des Arbeitgebers, insbesondere in Bezug auf Zeit, Dauer und Ort der
ArbeitsausfÃ¼hrung. Das Weisungsrecht kann allerdings besonders bei Diensten
hÃ¶herer Art erheblich eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden
Teilhabe am Arbeitsprozess" verfeinert sein (vgl. BSG SozR 2100 Â§ 7 Nr. 7 mit
weiteren Nachweisen). Das Weisungsrecht darf aber nicht vollstÃ¤ndig entfallen.

Kennzeichnend fÃ¼r eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ist demgegenÃ¼ber das
eigene Unternehmerrisiko, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene
Arbeitskraft und die MÃ¶glichkeit, frei Ã¼ber Arbeitsort und Arbeitszeit zu
verfÃ¼gen. In ZweifelsfÃ¤llen kommt es darauf an, welche Merkmale Ã¼berwiegen.
Dies richtet sich nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles, wobei die vertragliche
Ausgestaltung im Vordergrund steht. Diese tritt allerdings zurÃ¼ck, wenn die
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse entscheidend davon abweichen (vgl. BSG vom 14.
Dezember 1999, Az.: B 2 U 48/98 R).

In der Rechtsprechung sind einige GrundsÃ¤tze zur Beurteilung der
Versicherungspflicht eines GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers aufgestellt worden, die nach
Auffassung des Senats sachgerecht sind: Bei GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern, die
zugleich Gesellschafter sind, hÃ¤ngt die Versicherungspflicht davon ab, ob wegen
ihrer Kapitalbeteiligung noch ein VerhÃ¤ltnis der persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit zu
bejahen ist. Hat ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer auf Grund seiner Kapitalbeteiligung einen so
maÃ�geblichen Einfluss auf die Entscheidungen der Gesellschaft, dass er jeden ihm
nicht genehmen Beschluss verhindern kann, so fehlt die das versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wesentlich kennzeichnende persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit. Dies ist der Fall, wenn der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer mindestens Ã¼ber
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die HÃ¤lfte des Stammkapitals der Gesellschaft verfÃ¼gt, und gilt auch dann, wenn
er von der ihm zustehenden Rechtsmacht tatsÃ¤chlich keinen Gebrauch macht und
die Entscheidung anderen Ã¼berlÃ¤sst (vgl. BSG vom 14. Dezember 1999, Az.: B 2
U 48/98 R; BSG vom 30. Juni 1999, Az.: B 2 U 35/98 R; BSG vom 13. MÃ¤rz 2001,
Az.: B 3 KR 12/00 R sowie LSG Rheinland-Pfalz vom 27. Juli 2000, Az.: L 5 KR 41/99;
Hessisches LSG vom 28. Oktober 2004, Az.: L 14 KR 186/01 und LSG fÃ¼r das
Saarland vom 26. Juli 2005, Az.: L 6 AL 27/02).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen war der KlÃ¤ger im hier streitigen Zeitraum nicht
versicherungspflichtiger Arbeitnehmer der GmbH. Unstreitig hielt er 50 % der
GeschÃ¤ftsanteile der GmbH. Nach Â§ 9 des Gesellschaftsvertrages wurden
BeschlÃ¼sse mit einfacher Mehrheit gefasst. Durch die Kapitalbeteiligung hatte der
KlÃ¤ger einen maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft und auch
auf die Ausgestaltung seines eigenen "Arbeitsvertrages". So hÃ¤tte er gegen seinen
Willen nicht "gekÃ¼ndigt" werden kÃ¶nnen. Zu Recht hat die Beklagte im
Widerspruchsbescheid ausgefÃ¼hrt, dass ein Gesellschafter mit mindestens
50%igem Anteil am Kapital der Gesellschaft jede ihm nicht genehme Entscheidung
verhindern kann. Der KlÃ¤ger war gemÃ¤Ã� Â§ 8 des Gesellschaftsvertrages der
GmbH von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. Ihm stand rechtlich keine
Person gegenÃ¼ber, die ihm Weisungen in Bezug auf Arbeitsort und Arbeitszeit
hÃ¤tte erteilen kÃ¶nnen. Er trug ein eigenes Unternehmerrisiko und konnte Ã¼ber
die eigene Arbeitskraft verfÃ¼gen. Der Vortrag des KlÃ¤gers, er sei durch den
Aufsichtsrat der O. G. GmbH & Co. BB KG detailliert Ã¼berwacht worden, kann zu
keiner anderen Beurteilung fÃ¼hren. Denn er stand nicht mit der KG, sondern mit
der GmbH im VertragsverhÃ¤ltnis. Nur dieses RechtsverhÃ¤ltnis ist fÃ¼r die
Beurteilung seines versicherungsrechtlichen Status maÃ�gebend. Es mag zwar sein,
dass Herr P L Ã¼ber seine hohe Kapitalbeteiligung an der O. G. GmbH & Co. BB KG
sowie Ã¼ber seine Beteiligungen an der GmbH und weiteren Gesellschaften eine
grÃ¶Ã�ere Machtstellung innehatte als der KlÃ¤ger. Dies Ã¤ndert aber nichts an der
Tatsache, dass der KlÃ¤ger seine Arbeitsbedingungen Ã¼ber seine
Kapitalbeteiligung rechtlich weitgehend selbst gestalten konnte. So erfolgte die
Abberufung des KlÃ¤gers als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zum 1. Dezember 2005 auch erst,
nachdem dieser seine GeschÃ¤ftsanteile an Herrn H -P L verkauft hatte.

Da die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r die GmbH selbst nicht als abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung einzustufen ist, gilt dasselbe fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der GmbH, soweit diese als KomplementÃ¤rin der O.G. GmbH &
Co. B.B. KG auftrat. Aus dem in Â§ 9 des Gesellschaftsvertrages der O.G. GmbH &
Co. B.B. KG niedergelegten Erfordernis der Zustimmung der Gesellschafter fÃ¼r
einige Rechtshandlungen und RechtsgeschÃ¤fte lÃ¤sst sich kein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis herleiten. Die KomplementÃ¤rin sowie deren Organe
waren von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. Die KomplementÃ¤rin
fÃ¼hrte die GeschÃ¤fte auf Grund eigener EntschlieÃ�ungen (Â§ 9 Nr. 3 des
Gesellschaftsvertrages). FÃ¼r die Ã�bernahme der persÃ¶nlichen Haftung erhielt
die KomplementÃ¤rin jÃ¤hrlich eine VergÃ¼tung von 5 % vom Gewinn vorab,
mindestens aber 7 % bezogen auf ihr Gesellschaftskapital (Â§ 9 Nr. 5).

Nach alledem konnte die Berufung des KlÃ¤gers keinen Erfolg haben. GrÃ¼nde, die
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Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG in Verbindung mit Â§ 183 Satz 3
SGG.

Erstellt am: 11.01.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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